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Macri macht Druck auf Caracas
Venezuela im Fokus des Amerika-Gipfels in Lima
Mauricio Macri beim Amerika-Gipfel. (Foto: dpa)
Lima (dpa/mc) - Präsident Mauricio Macri hat beim 8. Amerika-Gipfel in Lima die übrigen amerikanischen Länder aufgerufen, die für den 20. Mai angesetzte Präsidentenwahl in Venezuela nicht anzuerkennen. „Dies ist keine demokratische Wahl“, sagte Macri am Samstag vor seinen Amtskollegen bei dem Treffen in der peruanischen Hauptstadt mit Blick auf den Urnengang, bei dem sich Präsident Nicolás Maduro zur Wiederwahl stellt.
Venezuela sei das extreme Beispiel für eine Gesellschaft, in der die Korruption außer Kontrolle geraten sei, erklärte Macri. „Die Korruption überschreitet die Grenzen, deshalb muss der Kampf gegen sie auch grenzübergreifend geführt werden“, sagte der Präsident. Chiles Staatschef Sebastián Piñera hatte bereits am Tag zuvor dazu aufgerufen, den Wahlgang in Venezuela nicht anzuerkennen.
16 der 34 teilnehmenden Staats- und Regierungschefs aus Nord-, Mittel- und Südamerika sowie der Karibik riefen die Regierung in Caracas zu einer transparenten Wahl auf. Verhaftungen aus politischen Gründen dürfe es nicht geben. Andernfalls sei die Wahl nicht legitim. Venezuela war von dem Gipfel ausgeschlossen worden, was von Kuba und Bolivien kritisiert wurde. Der Appell an Venezuela wurde neben Argentinien und Chile unter anderen von den USA, Brasilien, Peru, Kolumbien, Kanada und Mexiko unterzeichnet.
US-Vizepräsident Mike Pence forderte, die Regierung Maduros zu isolieren. „Venezuela war einmal eine Demokratie, jetzt ist das Land in Diktatur und Tyrannei gestürzt“, sagte Pence, der in Vertretung von Präsident Donald Trump am Gipfel teilnahm. Der US-Präsident hatte kurzfristig wegen der Syrienkrise abgesagt. Die Vereinigten Staaten würden 16 Millionen US-Dollar für die Flüchtlinge aus Venezuela bereitstellen, erklärte Pence.
Auch Kanadas Regierungschef Justin Trudeau verurteilte das Vorgehen Maduros. „Die Verletzung der Menschenrechte und die Nichtbeachtung des Rechtsstaates von Seiten der Regierung Venezuelas ist vollkommen unannehmbar“, sagte er.
Boliviens Staatschef Evo Morales verteidigte dagegen Maduro. Der Kapitalismus sei die wahre Ursache der Korruption, die als Vorwand angegeben werde, um demokratische Regierungen zu stürzen. Maduro bezeichnete von Caracas aus den Gipfel als „totales Scheitern“.
Einhellig unterzeichneten die Gipfelteilnehmer ein Abschlussdokument, in dem sie sich zu nationalen und regionalen Aktionsprogrammen für mehr Transparenz und gegen Korruption verpflichten. Vorbeugung und Bekämpfung der Korruption seien entscheidend für die Stärkung der Demokratie, heißt es in der einstimmig verabschiedeten Erklärung.
Argentinien
„Trotz allem sind wir hier“
Holocaust-Gedenken der DAIA im CCK
Von Marcus Christoph
Der DAIA-Vorsitzende Ariel Cohen Sabban. (Foto: DAIA)
Buenos Aires (AT) - „Wir weinen um die, die ums Leben kamen. Aber lasst uns auch das Signal senden: Trotz allem sind wir hier.“ Mit besonders emotionalen Worten erinnerte die Holocaust-Überlebende Marion Epinguer an den Völkermord an den europäischen Juden, dem während des Zweiten Weltkriegs sechs Millionen Menschen zum Opfer fielen. Epinguer war elf Jahre alt, als die deutsche Wehrmacht in ihr Heimatland Ungarn einmarschierte und sie mit ihrer Familie untertauchen musste, um nicht in die Vernichtungslager der Nationalsozialisten deportiert zu werden.
Vor wenigen Tagen gehörte Epinguer zu den Personen, die beim zentralen Gedenkakt der DAIA im Kulturzentrum Kirchner (CCK) anlässlich des „Tages des Gedenkens an Holocaust und Heldentum“ das Wort ergriffen. Der Tag, der in Israel ein Nationalfeiertag ist, erinnert sowohl an die Opfer der Shoa als auch an den Widerstand der jüdischen Untergrundkämpfer. In diesem Jahr jährt sich der Aufstand der Juden im Warschauer Ghetto, der am 19. April 1943 begann, zum 75. Mal. „Dieser Festakt ist keine Wehklage, sondern eine Huldigung des Überlebens unseres Volkes“, so Epinguer.
Den Bogen zur Gegenwart spannte DAIA-Präsident Ariel Cohen Sabban. Der Chef des Dachverbands der jüdischen Organisationen in Argentinien beklagte Antisemitismus in der Gegenwart und betonte die Entschlossenheit, dagegen vorzugehen: „Es darf keine Toleranz gegenüber denjenigen geben, die zum Hass anstacheln und die Demokratie verachten.“ Konkret nahm Cohen Sabban auf einen Prozess gegen eine Bande von Neonazis Bezug, die derzeit in Mar del Plata vor Gericht steht. Dabei tritt die DAIA als Klägerin auf. Cohen Sabban forderte eine schonungslose Haltung der Justiz, um ein Zeichen zu setzen.
In Argentinien lebten Juden heute zwar viel besser als in vergangenen Jahren. Dennoch gebe es immer wieder Brennpunkte des Antisemitismus. Cohen Sabban erinnerte an judenfeindliche Anschläge in der argentinischen Geschichte wie die Attentate auf die israelische Botschaft und auf das Gemeindezentrum AMIA in Buenos Aires sowie an den Tod des Staatsanwalts Alberto Nisman, der das letztgenannte Attentat untersuchte. Der DAIA-Chef forderte eine umfassende Aufklärung der Todesumstände.
Justizminister Germán Garavano unterstrich, dass der Kampf gegen den Antisemitismus vorrangige Aufgabe des Staates sei und auch zukünftig sein müsse. Das Iran-Memorandum, mit dem die Kirchner-Regierung vorgab, die Aufklärung des AMIA-Attentats voranzutreiben, bezeichnete Garavano als „beschämend“. Von daher sei es folgerichtig gewesen, dass Mauricio Macri nach seinem Amtsantritt als Präsident das Abkommen nicht weiter verfolgt habe.
David Dolensky als Repräsentant der jüdischen Jugendverbände legte den Schwerpunkt seiner Ansprache auf die Geschichte und würdigte den Heroismus derjenigen, die sich 1943 in Warschau gegen die Nazis erhoben. Überlebende des Warschauer Ghettos wohnten der Veranstaltung im CCK bei.
Für den musikalisch-künstlerischen Rahmen des Abends sorgten der nationale Blindenchor „Carlos Roberto Larrimbe“ sowie der Kinderchor der Schule J.N Bialik in Devoto und des Hebräischen Zentrums Ioná, die die Hymne der Partisanen zu Gehör brachten. Als Solisten brillierten die Musiker Raquel Weinhold, Eleonora Sancho, Enrique Grinberg und Oscar Fleischer. Der Sänger Jazán Gabriel Fleischer intonierte ein Gebet für die Ermordeten.
Die Botschaften Österreichs und Deutschlands waren durch den Gesandten Daniel Krull bzw. Vizekonsul Frank Ortner bei der Veranstaltung vertreten.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Fellner wieder frei
36 Stunden war er in Haft, dann durfte Eduardo Fellner, der ehemalige Gouverneur von Jujuy, am frühen Samstagnachmittag das Gefängnis von Alto Comedero wieder verlassen. Dies verfügte der zuständige Isidoro Cruz mit Verweis auf die verfassungsmäßigen Rechte des peronistischen Politikers, die durch das Verhalten der Staatsanwaltschaft verletzt worden seien. Zwei Staatsanwälte hatten sich während der Vernehmung nach einem Streit mit Fellners Anwälten zurückgezogen. Auf diese Weise konnte die Beweisaufnahme nicht erfolgen. Der Ex-Gouverneur kam wieder auf freien Fuß. Die Festnahme hatte Richter Cruz am Donnerstag der Vorwoche im Zusammenhang mit Ermittlungen zu dem Sozialwohnungsbauprojekt der „Tupac Amaru“ angeordnet. Die von Milagro Sala geführte Organisation soll öffentliche Gelder für den Bau von 2200 Wohnungen kassiert haben, die tatsächlich aber nie gebaut wurden. Insgesamt soll es um Unterschlagung von 1,3 Milliarden Pesos gehen. Fellner, der wie Sala Verbündeter der Kirchner-Regierung war, bestreitet jegliche Verwicklung in den Fall.
Busfahrer erschossen
Ein Gewaltverbrechen hat die Busfahrer im Westen des Großraums Buenos Aires auf die Straße gebracht. Mit wütenden Protesten, Straßensperren und Streikmaßnahmen reagierten sie Anfang der Woche auf den Mord an einem ihrer Kollegen am Sonntag im Vorort La Matanza. Der Familienvater, der Überstunden schob, um am Folgetag am vierten Geburtstag seiner Tochter frei zu haben, wurde von Gewalttätern erschossen. Er hatte sich geweigert, sie ohne SUBE-Karte mitfahren zu lassen. Bislang konnten die Täter nicht gefasst werden. Die Busfahrer, die in ihrer Wut die zuständige Polizeiwache in La Matanza mit Steinen bewarfen, forderten von der Politik die Einführung von Sicherheitskameras in Bussen. Die Provinzregierung stellte daraufhin die Bereitstellung günstiger Kredite in Aussicht, mit denen die Busgesellschaften die Kameras anschaffen können.
Missbrauchsskandal
Der Skandal um sexuellen Missbrauch von Minderjährigen beim Fußballverein Independiente weitet sich aus: Wie die Zeitung „Clarín“ berichtete, gaben vor wenigen Tagen acht weitere Nachwuchsfußballer an, im Jugendheim des Traditionsclubs in Villa Domínico (Avellaneda) missbraucht worden zu sein. Die Aussagen sind zunächst noch inoffiziell. Die Kinder sollen aber bald vor Gericht aussagen. Mit den neuen Fällen würde sich die Zahl der Opfer auf insgesamt 17 erhöhen. Ermittelt wird gegen einen Ring von Pädophilen. Neben sexuellem Missbrauch geht es dabei auch um den Verdacht, dass pornografische Videos gedreht wurden. Derzeit sind sechs Männer in Untersuchungshaft. Independiente ist nicht der einzige Club, bei dem Missbrauchsfälle untersucht werden. In den vergangenen Wochen geriet auch Rekordmeister River Plate diesbezüglich in die Schlagzeilen.
Auslieferung beantragt
Im Skandal um einen Fund von Kokain in der russischen Botschaft in Argentinien hat Moskau die Auslieferung des in Deutschland festgenommenen mutmaßlichen Drahtziehers beantragt. Das teilte die russische Generalstaatsanwaltschaft der Agentur Interfax zufolge vor wenigen Tagen mit. Der Verdächtige ist Russe und war Anfang März nahe Berlin festgenommen worden. Russland hatte den argentinischen Behörden im Dezember 2016 mitgeteilt, dass in der russischen Botschaftsschule in Buenos Aires zwölf Koffer mit 389 Kilogramm Kokain gefunden worden seien. Die Ermittlungen liefen mehr als ein Jahr. Das Kokain sollte angeblich auf Betreiben des Verdächtigen als Diplomatengepäck nach Russland geschickt werden.
Fahrverbote in Innenstadt
Der Verkehr in der Innenstadt von Buenos Aires ist weiter eingeschränkt worden. Ab sofort dürfen Privatfahrzeuge zwischen 11 und 16 Uhr die meisten Straßen im Microcentro nicht mehr befahren. Gleichzeitig wurde der verkehrsberuhigte Bereich flächenmäßig erweitert. Dieser umfasst nun ein Gebiet zwischen den Straßen Carlos Pellegrini bzw. deren Verlängerung Bernardo de Irigoyen im Westen und Av. Leandro N. Alem bzw. Av. La Rábida und Av. Paseo Colón im Osten. Im Norden wird das Areal begrenzt durch die Straßen Av. Santa Fe bzw. Florida und San Martín, im Süden durch Av. Belgrano. Ausgenommen von den Fahrverboten sind die Hauptstraßen Av. Córdoba, Av. Corrientes, Av. Sáenz Peña, Av. Julio Roca und Av. Belgrano. Nicht betroffen von den Einschränkungen sind Linien- und Schulbusse, Taxis, Rettungsfahrzeuge und Lieferdienste. Sondergenehmigungen gibt es für Anwohner, Fahrzeuge mit Behindertenausweis, Geldtransporter, Bestattungsunternehmer und Zeitungsverteiler. Personen, die einen Fahrzeugstellplatz im Microcentro mieten, können eine Ausnahmegenehmigung erwerben, die pro Jahr 1560 Pesos kostet. (AT/mc/dpa)
Meinung
Der Peronismus in der Krise
Von Juan E. Alemann
Mit der Intervenierung der nationalen justizialistischen Partei, die die Richterin María Romilda Servini verfügt hat, ist die tiefe Krise des Peronismus krass zum Ausdruck gekommen, die jedoch schon seit langem besteht. Die Krise entstand im Grunde schon, als Néstor Kirchner von “Transversalität” sprach und den Justizialismus in eine neue Ideologie kleiden wollte, was später mit der Bildung der Gruppe “La Cámpora” weitergeführt wurde. Néstor und Cristina Kirchner stiegen zwar politisch als Peronisten auf, hatten aber keine Sympathie für Perón. Beim letzten Auftritt von Perón auf der Plaza de Mayo, waren Néstor und Cristina auch dabei, aber sie gehörten zur Gruppe, die Perón schreiend beschimpfte und dann die Kundgebung verließ. Perón hat sie danach in seiner Rede als Peronisten ausgeschlossen.
Die Krise erhielt dann, als Macri schon Präsident war, einen neuen Impuls, als Cristina sich nicht bei den internen Wahlen stellte, die im Rahmen des PASO-Systems im August 2016 durchgeführt wurden, sondern als Senatskandidatin für eine neue Partei auftrat, die “Union Ciudadana”. Dadurch hat sie die Partei gespalten und somit geschwächt. Das war ein unerwartetes Geschenk für Präsident Mauricio Macri und seine Koalition Cambiemos.
Die Peronisten, die abseits von Cristina Politik betreiben, haben große Mühe, ihre Identität als große Volkspartei aufzuweisen. Die justizialistischen Gouverneure befassen sich vorwiegend mit ihren Provinzen und müssen in diesem Sinn auch gute Beziehungen zur Macri-Regierung pflegen, weil sie finanziell und bei ihren regionalen Wirtschaftstätigkeiten von der Nationalregierung abhängen. Sie sind somit gezwungen, eine milde Opposition zu betreiben, was jedoch politisch nicht zur Stärkung des Justizialismus beiträgt.
Doch das Grundproblem besteht darin, dass die Justizialistische Partei als solche nicht existiert. Es gibt nur wenige eingetragene Mitglieder. Die Partieführung kann somit keine internen Wahlen vollziehen, weil die geringe Wählerzahl eine Blamage gewesen wäre. Deshalb hat Cristina K als Präsidentin die PASO-Wahlen (primäre, offene, simultane und obligatorische Wahlen) erfunden, bei denen die Wähler für einen Kandidaten einer Partei stimmen, ohne nachweisen zu müssen, dass sie ihr angehören. Doch dann hat sie selber auf dieses System verzichtet, was unverständlich ist.
Der nationale Rat der Justizialistischen Partei wurde somit nicht von den Parteimitgliedern gewählt, sondern unter leitenden Persönlichkeiten der Partei vereinbart. Dabei wurde José Luis Gioja zum Parteipräsidenten ernannt. Er war drei Mal Gouverneur von San Juan, dann Senator und ist jetzt Deputierter, kann also seine Bedeutung in der Partei nachweisen. Doch als Vizepräsident wurde Daniel Scioli ernannt, ehemaliger Vizepräsident und danach Gouverneur der Provinz Buenos Aires, der jetzt Deputierter für “Unión Ciudadana” ist, also für eine andere Partei. Das ist formell nicht verboten, kann jedoch politisch beanstandet werden.
Ein peronistischer Gewerkschafter hat vor einiger Zeit Klage gegen diese selbsternannte Führung der Partei vor Gericht eingereicht, und die zuständige Richterin, Frau Servini, hat dem Gesuch stattgegeben und den Gewerkschafter Luis Barrionuevo (Gastronomie) zum Interventor ernannt. Die Begründung des Urteils ist mehr politisch als juristisch, aber Tatsache ist, dass Barrionuevo seine Arbeit schon begonnen hat, und als erstes das Schloss des Parteilokales ausgewechselt hat. Wie der Fall weitergeht, lässt sich vorerst nicht sagen; das Fazit ist zunächst, dass der nicht cristinistische Peronismus erneut gespalten und somit geschwächt wurde.
Meinung
Im Blickfeld: Dosierter Machtwechsel
Von Marcus Christoph
Kuba leitet den Generationenwechsel ein: Der bisherige Vizepräsident Miguel Díaz-Canel ist vom kubanischen Parlament zum neuen Staatsoberhaupt der sozialistischen Karibikinsel gewählt worden. Dies ist folgerichtig, schließlich ist die alte Revolutionsgarde mit dem 86-jährigen Raúl Castro an der Spitze hochbetagt. Alleine schon von daher liegt es auf der Hand, dass Vertreter der nachfolgenden Generation, die die Revolution nicht mehr selbst aktiv erkämpft hat, sukzessive die Verantwortung übernimmt.
Formulierungen, die dem Stabwechsel das Attribut „historisch“ beifügen wollen, sind jedoch übertrieben. Bereits von Beginn der Revolutionsära im Jahre 1959 an bis 1976 gab es mit Manuel Urrutia und Osvaldo Dorticós Torrado zwei Präsidenten, die nicht den Nachnamen Castro trugen. Doch es gab natürlich keinen Zweifel daran, dass der eigentliche Machthaber der damalige Ministerpräsident und (ab 1965) KP-Chef Fidel Castro war.
Und auch jetzt hat dessen jüngerer Bruder entscheidende Machtpositionen noch nicht geräumt: So ist vorgesehen, dass Raúl Castro bis 2021 an der Spitze der Kommunistischen Partei bleibt. Sie ist die einzige politische Kraft, die auf der Insel zugelassen ist. Zudem wird Castro auch weiter die Streitkräfte befehligen. Diese stellen auf Kuba einen gewichtigen Machtfaktor dar, der weit über das rein Militärische hinausgeht. So kontrollieren die „Olivgrünen“ das Tourismusgeschäft, die zweitgrößte Devisenquelle des Landes. Von daher darf man davon ausgehen, dass auch in den nächsten Jahren der eigentlich mächtigste Mann des Landes mit Nachnamen Castro heißt. Nur muss der Mittachziger nun nicht mehr so viel reisen und überlässt das Repräsentieren einem Jüngeren, den er in den vergangenen Jahren konsequent als Nachfolger aufgebaut hat.
Díaz-Canel, der am heutigen Freitag 58 Jahre alt wird, hat, obwohl er anfangs unorthodox auftrat, eine erfolgreiche Funktionärskarriere hingelegt. Als erster Parteisekretär von Villa Clara trug er lange Haare, fuhr mit dem Fahrrad zur Arbeit und ermöglichte in seiner Provinz ein vergleichsweise tolerantes Kulturleben. Doch vom unangepassten Nachwuchspolitiker der Neunziger entwickelte er sich im Laufe der Jahre zum angepassten Funktionsträger. 2003 zog er auf Vorschlag Raúl Castros als damals jüngstes Mitglied in das mächtige Politbüro ein und übernahm die Parteileitung in der östlichen Provinz Holguín. Später wurde er zum Minister für Hochschulbildung und Vizepräsidenten ernannt.
Als neuer Staatschef hat Díaz-Canel eine Reihe von Problemen zu meistern. Die größte innenpolitische Herausforderung stellt dabei die Linderung der wirtschaftlichen Schwierigkeiten dar, denen viele Inselbewohner ausgesetzt sind. Verfolgt der Kommunismus in der Theorie das Ziel, eines fernen Tages eine klassenlose Gesellschaft zu erreichen, so ist die realsozialistische Gesellschaft Kubas vor allem durch eine Zerklüftung in zwei Klassen gekennzeichnet: Menschen, die Zugang zu Devisen haben, und solche, denen dies verwehrt ist. Seinen greifbaren Ausdruck findet dieses Phänomen, dessen potenzieller sozialer Sprengstoff gigantisch ist, darin, dass zwei Währungen auf der Insel kursieren: Der konvertible Peso (CUC), der sich am Wert des US-Dollars orientiert, und der nationale Peso, in dem die meisten Gehälter ausgezahlt werden. Es ist so ähnlich wie in der DDR, wo Ost-Mark wenig und D-Mark alles war. Die offiziellen Löhne sind so niedrig, dass es fürs Leben kaum reicht. Sie liegen umgerechnet zwischen 20 und 30 Dollar im Monat.
So versuchen viele Kubaner, Geschäfte mit Touristen zu machen, um so an die begehrten Devisen zu kommen. Das führt zu absurden Konstellationen, dass Architekten oder Ingenieure lieber als Taxifahrer arbeiten, da sie so am Ende mehr im Portemonnaie haben. Oder dass eine Gelegenheitsprostituierte in einer Nacht mehr verdient als eine Lehrerin im ganzen Monat. Die soziale Pyramide wird geradezu auf den Kopf gestellt.
Díaz-Canel muss es schaffen, die Parallelwährungen aneinander anzupassen, ohne dass es zu größeren sozialen Verwerfungen kommt. Eine Herkulesaufgabe.
Außenpolitisch wird das Verhältnis zu den USA an erster Stelle stehen, das nach der Annäherung während der Präsidentschaft von Barack Obama durch den Machtwechsel zu Donald Trump wieder deutlich schwieriger geworden ist. Andererseits dürfte es propagandistisch für die Partei auch wieder einfacher werden, da das alte Freund-Feind-Schema aus dem Kalten Krieg wieder passt und das unselige US-Wirtschaftsembargo gegen die Insel weiter als Entschuldigung für alle möglichen Missstände auf der Insel herhalten kann.
An Díaz-Canels Politik liegt es, die Unzufriedenheit der Bevölkerung in Grenzen zu halten. Weitere wirtschaftliche Reformen und eine politische Öffnung sind dafür sicher unerlässlich. Doch zu weit wird er auch nicht gehen können. Anderenfalls dürfte er von Castro zurückgepfiffen werden. Spätestens dann wird man sehen, wer in der neuen kubanischen Führung der Koch ist und wer der Kellner.
Meinung
Randglossen
Neuerdings wird in der argentinischen Tagespolitik das brenzlige Thema der Legalisierung der Abtreibung diskutiert, das insbesondere Sprecher der katholischen Kirche ablehnen, für die Abtreibung gleich Kindermord ist. Unerwünschte Schwangerschaften werden ohne ärztliche Behandlung abgebrochen. Eine Legalisierung der Abtreibungen setzt freilich voraus, dass Abgeordnete und Senatoren mehrheitlich dafür stimmen, was keinesfalls als sicher angenommen werden kann. Entscheidend ist dabei, wie die Abstimmungen durchgeführt werden. Bei namentlichen Abstimmungen ist eine Legalisierung der Abtreibungen möglich, aber nicht sicher, wogegen die Chancen bei anonymen Abstimmungen besser aussehen. Politiker, die Wahlen im Auge haben, pflegen peinlichen Themen wie die Legalisierung der Abtreibungen auszuweichen, so dass alles bleibt, wie es war.
Da hätte er doch besser den Mund gehalten. Sachsens Ministerpräsident Michael Kretschmer (CDU) hat offen kritisiert, dass die norddeutschen Bundesländer den Reformationstag als gesetzlichen Feiertag eingeführt haben. Das schade der Wirtschaft, hat er gemeint, und das tut es auch. Aber Sachsen hatte bisher zwei Feiertage mehr als die Norddeutschen, darunter den Reformationstag und den Buß- und Bettag, zwei hohe evangelische Feiertage. Das ist reichlich übertrieben, zumal nur ein Fünftel der Sachsen dieser Konfession angehören. Im Norden ist immerhin ein Drittel der Bevölkerung evangelisch, in Schleswig-Holstein fast die Hälfte. Kretschmer sollte mit gutem Beispiel voran gehen und den Buß- und Bettag abschaffen. Das hilft der Wirtschaft.
Katalonien hat eine neue Nationalhymne. Das alte deutsche Kinderlied „Es tanzt ein Bi-Ba-Butzemann“ plärrt derzeit aus vielen Radios, wird massenhaft im Internet gesucht und auf Separatistenkundgebungen gesungen. Inzwischen gibt es schon eine katalanische Cover-Version. Der Grund: „Bi-Ba“ hört sich an wie „Viva“ und „Butzemann“, man ahnt es schon, wie „Puigdemont“. Wenn die wüssten, dass Butzemänner zwergartige Kobolde oder Dämonen sind... Man kann sich bildlich vorstellen wie Carles Puigdemont im Haus herumtanzt, sich rüttelt und schüttelt und sein Säcklein hinter sich wirft. Vielleicht tut er das wirklich, zur Originalmusik, er ist ja gerade in Deutschland.
Wirtschaft
Staatsfinanzen im 1. Quartal
Am Freitag der Vorwoche gab Schatzminister Nicolás Dujovne in einer Pressekonferenz die Zahlen der Finanzen des Bundesstaates für März und des 1. Quartals 2018 bekannt. Das primäre Defizit betrug im Quartal nur 0,3% des Bruttoinlandsproduktes, gegen ein Plansoll, das im Haushaltsprojekt vorgesehen war, von 0,6%. In absoluten Zahlen waren es $ 31 Mrd., 25% unter der gleichen Vorjahresperiode.
Doch die Zinslast erreichte in der Periode $ 60,52 Mrd., 106% über dem Vorjahr. Das echte Defizit, das Zinsen einschließlich und als “finanzielles Defizit” benannt wird, lag somit mit $ 91,52 Mrd. um 29,6% über dem Vorjahr, ist demnach real auch gestiegen, also über die Inflation.
Die Ausgaben stiegen im interannuellen Vergleich um 18,5%. Dabei stiegen die Sozialausgaben (Renten, Kindergelder und Sozialprogramme) um 30,5%, während auf der anderen Seite die Subventionen für öffentliche Dienste und Staatsunternehmen um 20,3% abnahmen, und auch die Kapitalausgaben (Staatsinvestitionen, vornehmlich in öffentlichen Bauten) um 23% zurückgingen. Die Sozialausgaben sind somit real gestiegen, was die Kritik widerlegt, dass die Macri-Regierung die Sozialausgaben verringert habe.
Die laufenden Einnahmen lagen mit $ 572,04 Mrd. um 22,3% über dem Vorjahr. Die Zunahmerate wäre höher gewesen, wenn im Vorjahr die Steuereinnahmen nicht durch die Weißwaschung aufgebläht worden wären.
Dujovne wies darauf hin, dass die Dürre keinen großen Eifluss auf die Steuereinnahmen habe, weil gleichzeitig die Preise von Getreide und Ölsaaten gestiegen seien. Dennoch werde die Dürre das BIP-Wachstum um 0,8 Prozentpunkte verringern.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 20,45, gegen $ 20,47 eine Woche zuvor. Die ZB brauchte keine Dollar aus ihren Reserven zu opfern, um den Kurs zu halten. Auf dem Finanzmarkt überwiegt die Meinung, das es unmittelbar keine Abwertung geben wird. Die Devisenreserven der ZB lagen bei u$s 61,36, gegen u$s 61,84 in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 30.11 19 bei $ 22,75, was einen Jahreszinssatz von 20% zum Ausdruck bringt.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires ging in einer Woche zum Mittwoch um 1,56% zurück, und lag dabei um 4,88% über Ende Dezember 2017.
***
Die argentinischen Staatstitel wiesen in einer Woche zum Mittwoch eine unterschiedliche Enwicklung auf. Die Kurse veränderten sich im Einzelnen wie folgt: Argentina 2019: -0,10%; Argentina 2021: -0,28%; Argentina 2026: +0,37%; Argentina 2046: +0,54%; Bonar 2024: -0,22%.
***
Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 511,15 je Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 506,88), und bei 24 Karat zu $ 825,74 ($ 816,37).
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 16.04.18 um 26,48%. Kurz vorher war die jährliche Zunahmerate bis auf 35% gestiegen. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, stieg in der gleichen Periode um 27,09%.
***
Die gesamten Pesodepositen der lokalen Banken stiegen in 12 Monaten zum 16.4.18 um 30,34% auf $ 2,17 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 47,50% auf $ 1,52 Bio. zu. Die Dollardepositen nahmen um 14,09% auf u$s 31,13 Mrd. zu, und die Dollarkredite stiegen um 51,99% auf u$s 16,25 Mrd.
***
Anlässlich der 18. Messe des “World Travel & Tourism Council”, die dieses Mal in Argentinien stattfand, erhielt Präsident Mauricio Macri die Ankündigung von Investitionen auf dem Bereich des Tourismus (Hotels, Infrastruktur u.a.) in Höhe von fast u$s 2 Mrd. Tourismusminister Gustavo Santos fügte hinzu, dass die lokalen Unternehmer ohnehin schon u$s 3 Mrd. in diesem Bereich investierten.
***
Der lokale Weizenpreis ist ab Oktober 2017 um 67% gestiegen, von etwas über $ 2.700 auf bis zu $ 4.700 letzte Woche. Die Zunahme ist auf die Abwertung und die Preiszunahme auf dem Weltmarkt zurückzuführen. Als Folge wird jetzt eine Zunahme der Aussaat erwartet, die zu einem Sprung der Weizenproduktion von 18,5 Mio. Tonnen in diesem Jahr auf über 20 Mio. 2019 führen dürfte.
***
Im Jahr 2017 wurden gemäss offiziellen Daten 507.000 zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen. Doch davon entfielen 157.000 auf Schwarzarbeiter und 223.000 auf selbstständig Tätige. Nur 127.000 waren Beschäftigte im Abhängigkeitsverhältnis, die Sozialbeiträge zahlen.
***
Der Senat verabschiedete letzte Woche einstimmig das Gesetz, das bestimmt, dass bei Käufen des Staates und Unternehmen mit staatlicher Mehrheit (was auch YPF betrifft), den Konzessionären öffentlicher Dienste, den Treuhandfonds und den Programmen der öffentlich-privaten Zusammenarbeit (PPP), lokale Unternehmen einen Vorteil genießen, indem bei kleinen und mittleren Unternehmen eine Preisdifferenz von 15% bestimmt wird (vorher 7%), bei der sie als Gewinner betrachtet werden. Bei Großunternehmen beträgt die Differenz jetzt 8%. Doch der Anteil an importierten Teilen darf nicht über 40% liegen.
***
Der Senat nahm die Reform des Gesetzes über Konkurrenzschutz an, die schon der Deputiertenkammer genehmigt worden war. Doch der Senat fügte einige Änderungen ein, so dass das Projekt jetz erneut von der Deputiertenkammer behandelt werden muss. Der neue Text verbietet Handlungen oder Verhaltensweisen, die den Markt verzerren oder negativ beeinflussen. Das Projekt schafft auch eine neues nationales Amt für den Konkurrenzschutz, das aus fünf Mitgliedern besteht und befugt wird, Kontrollen durchzuführen und Bußen festzusetzen. Das Amt wird zwei Sekretariate haben: eines für konkurrenzbehinderndes Verhalten, und das andere für wirtschaftliche Konzentrationen.
***
Der Brennstoffkonsum lag im Februar 2018 um 4,7% über dem gleichen Vorjahresmonat. Dabei nahm der Benzinkonsum um 8,2% zu, wobei Premiumbenzin eine noch höhere Zunahme verzeichnet. Hingegen nahm der Konsum von Dieselöl nur um 0,5% zu.
***
Der Umsatz des Handels über Internet erreichte im Jahr 2017 $ 156,3 Mrd., 52% mehr als 2016, hat die Consulting-Firma Kantar TNS in einer Studie ermittelt, die sie für Google durchgeführt hat, die von der Kammer des elektronischen Handels (CACE) vorgelegt wurde. Die Studie hat auch ergeben, dass 90% der Käufer Information über Internet suchen, bevor sie die Entscheidung treffen.
***
Im März wurden 150.670 gebrauchte Kfz verkauft, 0,3% unter dem gleichen Vorjahresmonat, aber 15,37% mehr als im Februar 2018, teilt der Agenturenverband CCA (Cámara de Comercio Automotor) mit. Im ersten Quartal waren es 445.946 Einheiten, 9,44% über dem Vorjahr. Für jedes neue Fahrzeug wurden im 1. Quartal 1,63 gebrauchte verkauft, was auf eine Kettenwirkung hinweist, an deren Ende viele Personen für wenig Geld an ihr erstes Automobil herankommen.
***
Die Erdölförderung lag im Februar mit 2,14 Mio. Cbm um 0,82% unter dem gleichen Vorjahresmonat. Die Gasförderung nahm hingegen im Februar mit 3,49 Cbm (in Erdöl umgerechnet) um 6,7% gegenüber dem Vorjahr zu.
***
Die Reform des Systems der Arbeitsrisikoversicherung, die im März 2017 durchgeführt wurde, hat nicht nur die Zahl der Klagen stark verringert, sondern auch dazu geführt, dass die Tarife der Gesellschaften, die diese Risiken versichern (ART, Aseguradoras de Riesgos de Trabajo) jetzt bei durchschnittlich 3,14% der Lohnsumme liegen, 10% weniger als ein Jahr zuvor, als es 3,48% waren. Dies berichtet die Aufsichtsbehörde des Systems. Die Unternehmen haben dabei in einem Jahr $ 4,8 Mrd. gespart. Die Reform bezog sich grundsätzlich auf die Forderung, dass ein ärztliches Gutachten von den Kommissionen ausgestellt werden muss, die für diesen Zweck bestehen, bevor ein Prozess eingeleitet werden kann. Das hat dazu geführt, dass unberechtigte Klagen nicht mehr angenommen werden.
***
Der US-Handelssekretär Wilbur Ross erklärte dem argentinischen Produktionsminister Francisco Cabrera, dass die zeitlich begrenzte Aufhebung der Sonderzölle auf Stahl (25%) und Aluminium (10%), die Präsident Trump Argentinien zugestanden hat, in eine definitive umgewandelt werden soll. Doch dabei soll ein Kontingent festgesetzt werden, das noch nicht feststeht.
***
Ende der Vorwoche wurde der Import von Schweinefleisch aus den USA zugelassen, der während 26 Jahren aus sanitären Gründen verboten war, weil in den USA eine Krankheit besteht, die angeblich mit dem Fleisch auf Argentinien übertragen werden könnte. Jetzt wurde nachgewiesen, das dies nicht der Fall ist. Argentinien ist in den letzten Jahrzehnten zu einem großen Produzenten von Schweinefleisch aufgestiegen, so dass der Konsum, der stark gestiegen ist (u.a. weil die Qualität besser wurde und der Preis im Verhältnis zum Rindfleisch gefallen ist), zu über 90% mit interner Produktion gedeckt wird. Der Import stammt bisher vornehmlich aus Brasilien. Und wenn jetzt die Vereinigten Staaten hinzukommen, ändert das nicht viel an der Lage.
***
Die Gemeinausgaben der Apartmenthäuser sind 2017 durchschnittlich um 37% gestiegen, also weit mehr als die Inflation. Das hat zu einer Zunahme der Säumigkeit bei der Zahlung durch die Apartmentinhaber geführt, die jetzt auf 20% geschätzt wird. Dieses Jahr hat sich zum ersten Mal eine Vertretung der Apartmentbesitzer an der paritätischen Verhandlung über den Arbeitsvertrag der Hauswarte und sonstigem Personal beteiligt. Bisher waren die Eigentümer nur durch die Verwalter vertreten, die jedoch keine echte Interessenvertreter sind. Doch die Eigentümer fordern, dass ihre Vertretung auf alle Verbände erweitert und vom Ministerium formell festgesetzt wird. Das Problem der hohen Gemeinkosten stellt sich besonders bei Apartmenthäusern mit wenigen Wohnungen, wobei nicht zugelassen wird, dass mehrere davon nur einen Hauswart haben.
***
Der Rindfleischexport lag im 1. Quartal 2018 in Mengen um 44,5% über dem Vorjahr, berichtet das Landwirtschaftsministerium. Letztes Jahr wurden 311.300 Tonnen für u$s 1,30 Mrd. exportiert, in Mengen 32% über 2016. Für dieses Jahr rechnet das Institut zur Förderung der Rindfleischproduktion (IPCVA) mit 375.000 Tonnen. Das ist immer noch weit entfernt von den 775.213 Tonnen, die 2005 exportiert wurden. Doch ab 2012 hat die Regierung (auf Anweisung des Handelssekretärs Guillermo Moreno) den Rindfleischexport auf 200.000 Tonnen beschränkt, um das Angebot auf dem Binnenmarkt zu erhöhen und den Preis niedrig zu halten. Das hat sich verheerend auf die Rindfleischwirtschaft ausgewirkt, die sich ab 2015 nach und nach erholt.
***
Am Montag wurden die Offerten für den Bau des Staudammes des Wasserkraftwerkes Aña Cuá geöffnet, das am Fluss gebaut werden soll, der seitlich am Kraftwerk Yacyretá vorbeiführt, am Paraná oberhalb des Werkes beginnt und unterhalb wieder in den Paraná fließt. Das Werk soll dann mit drei Turbinen von je 92 MW ausgestattet werden und in das Kraftwerk Yacyretá integriert werden, dessen Kapazität dann um 10% erhöht wird. Gegenwärtig liefert Yacyretá 16% des landesweit konsumierten Stromes. Das Projekt Aña Cuá stellt eine Investition von u$s 600 Mio. dar. Es ist von den verschiedenen Projekten von Wasserkraftwerken das wirtschaftlichste, u.a. weil es die Infrastruktur von Yacyretá zum Teil auch verwendet. Die 8 Offerten waren folgende: China Int. Water & Electric Corp.; Salini Impregilo; Supercemento; Techint; Cartellone; Sacde; Astaldi; China Gezhouba Group. Insgesamt beteiligen sich 24 Unternehmen. Am 2. Mai werden die Offerten für die Turbinen und die elektromechanischen Anlagen geöffnet.
***
Die Verlegung des Rindermarktes von Liniers stößt auf die Diskussion zwischen zwei möglichen Standorten: auf einem Gelände (das dem Staat gehört) an der Ausfahrtstraße von Ezeiza (in der Nähe des Zentralmarktes), oder einem anderen im Vorort Cañuelas. Die rationelle Alternative, den Markt ganz abzuschaffen und durch ein System des Internet-Handels, mit Fernsehübertragung, zu ersetzen, wie es schon weltweit üblich ist, wird nicht einmal erwogen. Beim Handel über Internet entstehen Ersparnisse (beim Transport, der Vermeidung des Gewichtsverlustes der Tiere und den Gebühren), die um die 5% des Wertes der Rinder ausmachen. Auf alle Fälle muss der Markt von Liniers weg, da er sich in einer städtischen Gegend befindet, für die Bewohner der Gegend störend wirkt und die Entwicklung der Stadt behindert. Schon 2001 hat das städtische Parlament den Rindermarkt verboten, was jedoch nicht eingehalten wurde. Erst 2017 wurde ein Abkommen zwischen dem Landwirtschaftsminister Ricardo Buryaile, dem Stadtchef Horacio Rodriguez Larreta und dem Präsidenten des Unternehmens, das den Markt betreibt, Roberto Arancedo, unterzeichnet. Doch dieses Abkommen wurde auch nicht eingehalten.
***
Im 1. Quartal 2018 wurden 350.000 Tonnen Biodieselöl exportiert, 30% unter dem Vorjahr, berichtet die Kammer der Biodieselindustrie. Der Rückgang ist auf den Verlust des US-Marktes zurückzuführn, wo der hohe Antidumpingzoll, der unlängst eingeführt wurde, die Lieferungen verhindert. Das konnte nicht durch höhere Lieferungen nach Europa ausgeglichen werden. Diese Lage setzt die internen Preise unter Druck. Biodieselöl wird vornehmlich mit Sojaöl hergestellt.
***
Auch Bioethanol (das dem Benzin beigefügt wird), das bei der Erzeugung von Zuckerrohr und der Maisverarbeitung als Spaltprodukt entsteht, wobei es sich zunächst um Alkohol handelt, steht unter Preisdruck. Die Zuckerfabrik San Martín del Tabacal, im Norden von Salta, meldet, dass sie dieses Jahr $ 16,16 per Liter erhält, gegen $ 16,87 im Oktober 2017. Das hat zum Verlust von $ 808 Mio. beigetragen, der für dieses Jahr erwartet wird. Diese Firma gehört der nordamerikanischen Seabord, die es in den 90er Jahren von der Familie Patrón Costas u.a. Aktionären übernommen hatte.
***
Der Index der Industrieproduktion, den das Studieninstitut des Verbandes “Unión Industrial Argentina” berechnet, ergab für Februar eine interannuelle Zunahme von 8,5%, mehr als die 5,3%, die das INDEC ermittelt hat. Die Zunahme beruht besonders auf den Bereichen Fahrzeuge, Stahl und verschiedenen Baumaterialien. Am anderen Extrem weisen die Textilindustrie und die Schuhindustrie einen Rückgang auf.
***
Außenminister Jorge Faurie hat in den arabischen Emiraten ein Abkommen mit den Regierungen abgeschlossen, das sich vornehmlich auf Förderung und Garantien für Investitionen bezieht, aber auch Grundlage für eine Ausweitung des Handels festsetzt.
***
Die Senatorin Cristina Fernández de Kirchner hat ein Gesetzesprojekt vorgebracht, das weitere Tariferhöhungen bei Strom, Gas und fließendem Wasser für Haushalte, Kleinunternehmen und Arbeitsgenossenschaften aufhebt, und die Tarife gleichzeitig auf den Stand vom 1. Januar 2017 einfriert, was eine starke Verringerung mit sich bringt. Das Projekt sieht auch die Schaffung eines nationalen Notkomitees für den Tarifnotstand vor, die mit einer integralen Tarifrevision und der Neuverhandlung der Konzessionsverträge mit den Unternehmen, die öffentliche Dienste betreiben, befassen soll. Doch die Fraktion “Unidad Ciudadana”, die Cristina K leitet, stellt im Senat eine Minderheit dar. Das Projekt würde eine starke Belastung der Staatsfinanzen mit sich bringen und das Defizit wesentlich erhöhen.
***
Die ZB hat den Zinssatz für Lebac auf 28 Tage bei der Ausschreibung vom Dienstag unverändert bei 26,30% gelassen. Dieser Satz liegt leicht unter dem, den die ZB für kurzfristige Swapgeschäfte bestimmt, von 27,75%. Die ZB konnte 87% der Lebac erneuern, die am Dienstag verfielen. Es waren $ 586,6 Mrd., 46% des Gesamtbestandes der ZB an Lebac, von $ 1.268,88 Mrd. Die ZB erhielt Offerten für $ 524,60 Mrd., von denen $ 512,48 Mrd. angenommen wurden. $ 89 Mrd. wurden nicht erneuert, was monetäre Expansion bedeutet. Vom zugeteilten Gesamtbetrag entfielen $ 382,73 Mrd. auf 28 Tage (die zu 26,30% verzinst wurden), $ 49,45 Mrd. auf 64 Tage (26%), $ 70,78 Mrd. auf 91 Tage (25,70%), 7.02 Mrd. auf 119 Tage (25,70%) und $ 2,50 Mrd. auf 154 Tage (25,60 %).
***
Im März lag der landesweite Stromkonsum mit 11.191,3 Gigawatt/Stunden um 0,7% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet die Stiftung Fundelec. 29% des Verbrauchs entfiel auf Haushalte, 30% auf Industrie und der Rest auf Handel, Dienstleistungen und Staatsverwaltung. Der Konsum der Haushalte stieg um 1%, der des Handels nahm um 1% ab, und der der Industrie stieg um 2%. Das erste Quartal 2018 liegt beim Stromkonsum um 0,4% über dem Vorjahr. Aber die 12 Monate zum März 2018 liegen um 0,8% unter den vorangehenden 12 Monaten. Allgemein wird als Folge der Tariferhöhung sparsamer mit dem Stromkonsum umgegangen. In der Bundeshauptstadt lag der Stromkonsum im März um 0,1% über dem Vorjahr, mit einer Zunahme von 0,7% im Gebiet von Edenor und einer Abnahme von 0,7% in dem von Edesur. Der Strombedarf wurde im März zu 64,42% mit Wärmekraftwerken gedeckt, zu 27,44% durch Wasserkraftwerke, zu 4,34% durch Kernkraftwerke und zu 1,74% durch andere Energiequellen (Windkraftwerke u.a.).
***
Der Index der Grossistenpreise des INDEC verzeichnet im März eine Zunahme von 1,9%, wobei die Preise importierter Güter um 3,2% stiegen. Im 1. Quartal 2018 stiegen die Grossistenpreise um 11,8%, und 12 Monaten zum März um 27,5%.
***
Der Index der Baukosten des INDEC verzeichnet im März eine Zunahme von 1,5%. Dabei stiegen die Arbeitskosten um 1%, die Materialkosten um 2,5% und die Gemeinkosten um 0,8%.
***
Die Kammer der Stahlindustrie hat eine Tagung über den Einsatz von Stahl beim Bau von Sozialwohnungen durchgeführt, bei der Wohnungssekretär Ivan Kerr und Produktionssekretär Fernando Grasso anwesend waren, die die gleiche These vertraten. Es handelt sich grundsätzlich um den Ersatz von Eisenbeton durch Stahlstrukturen, die an erster Stelle den Vorteil haben, dass sie die Bauzeiten verkürzen, da ein Stahlgerüst sehr schnell aufgestellt wird.
***
Nach 17-jähriger Unterbrechung wurde letzte Woche der Zitronenexport nach den USA wieder aufgenommen. In Tucumán wurde eine erste Partie von 30 Tonnen verschickt, was mit der Anwesenheit von Präsident Macri und Landwirtschaftsminister Echevehere gefeiert wurde. Argentinien ist der größte Zitronenproduzent und –exporteur der Welt, mit 1,5 Mio. Jato, von denen 270.000 Jato exportiert werden. Von der Produktion stammt 84% aus Tucumán. Ein großer Teil der Zitronen wird direkt im Inland konsumiert, und noch mehr werden zu Saft verarbeitet, der auch exportiert wird.
***
Die Ausgaben für Pensionen und Hinterbliebenenrenten betrugen 2017 9,1% des Bruttoinlandsproduktes, und steigen dieses Jahr auf 9,85%, hat die Consulting-Firma Castiglioni & Tiscornia ermittelt. Für 2019 wird mit 10% des BIP gerechnet. Die Zunahme findet trotz Änderung der Berichtigungsformel statt, einmal weil die Zahl der Rentner wegen Alterung der Bevölkerung zunimmt, und dann weil viele von diesen als Folge des Gesetzes, dass die Zahlung von Schulden verfügt hat, eine höhere Pension erhalten. Ebenfalls wirkt sich der Umstand aus, dass dieses Gesetz auch bestimmt, dass Personen über 65 Jahren, die nicht pensionsberechtigt sind, eine Rente erhalten, die 80% der Mindestpension ausmacht.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Der Autozulieferer Bosch steckt mehr als E 100 Mio. in ein neues Werk in Mexiko. In Celaya, nordwestlich von Mexiko-Stadt gelegen, sollen von 2019 an Elektronikkomponenten für Autos produziert werden, wie der Konzern am Dienstag mitteilte. Gut 1200 Arbeitsplätze sollen entstehen. „Bosch setzt auf Mexiko. Das Land ist und bleibt ein wichtiger Markt sowie ein Knotenpunkt für unseren globalen Fertigungs- und Entwicklungsverbund“, betonte Geschäftsführer Stefan Hartung. Mexiko ist ein wichtiger Standort für die Autoindustrie, viele Hersteller sind dort mit eigenen Werken vertreten. Bosch selbst hat im Land schon zwölf Standorte mit zusammen rund 16 000 Mitarbeitern. Die Zukunft der Handelsbeziehungen mit dem nördlichen Nachbarn USA, einem der bedeutsamsten Märkte für die Branche, ist allerdings unklar. (dpa)
***
In den USA leben 1,7 Mio. Kubaner und deren Abkommen. Über die Hälfte tritt laut Umfragen für eine Aufhebung des US-Embargos ein. Sie wollen die Möglichkeit haben, ihren Familienangehörigen in Kuba Waren zu schicken, sie eventuell nach den Vereinigten Staaten zu bringen, und auch selber in Kuba Geschäfte aufbauen, für die sie viele Möglichkeiten sehen. Das setzt allerdings voraus, das die schüchtern von Raúl Castro eingeleitete Liberalisierung unter seinem Nachfolger zügig weitergeführt wird.
***
Der IWF sieht für Venezuela in diesem Jahr eine Inflation von fast 14.000% vor, was als Hyperinflation bezeichnet wird, ein Zustand, in dem das Geld nicht mehr seine elementaren Funktionen erfüllt. Dabei verschärft sich der chaotische Zustand, der schon jetzt besteht, bei dem das Realeinkommen von Lohnempfängern u.a. derart schrumpft, dass sie nicht einmal ihren dringendsten Bedarf decken können. In der Praxis wird dabei immer mehr auf eine Tauschwirtschaft übergegangen.
***
Geschäftsnachrichten
Pampa Energía
Dieses von Marcelo Mindlin kontrollierte Unternehmen hat beschlossen, alle Tochtergesellschaften und teilweise kontrollierten Unternehmen mit Pampa Energía zu vereinheitlichen und dabei dessen Kapital um $ 144,32 Mio. zu erhöhen. Es handelt sich um Petrolera Pampa, die Kraftwerke Güemes und Loma de la Lata, die Tankstellen EG3, die Investmentgesellschaften Diamante, Nihuiles, Piedra Buena und Pampa Participación, und die Weinkellerei Loma de la Lata.
Wirtschaftsübersicht
Die Sorge um die hohe Inflation
Von Juan E. Alemann
Die Zunahme des Indices der Konsumentenpreise des Statistischen Amtes (INDEC) um 2,3% im März lag zwar in der Größenordnung der Erwartungen, war dennoch für die Regierung eine sehr schlechte Nachricht. Dies umso mehr, als die Kerninflation, also ohne öffentliche Dienste und den von der Regierung festgesetzten Preisen, und auch ohne die Preise von Gütern, die saisonbedingt stark schwanken, 2,6% betrug. Man kann somit dieses Mal die “Schuld” nicht auf die Tarife öffentlicher Dienste zurückführen, die zurückgeblieben sind und normalisiert werden müssen, was bedeutet, dass sie mehr als die anderen Preise (und auch die Löhne) zunehmen müssen. Im 1. Quartal nahmen die Preise somit um 6,7% zu, was kumulativ hochgerechnet 29,6% ergibt, mehr als die 24,8% von 2017.
Die Zunahme erklärt sich an erster Stelle durch die Wirkung der Abwertung, die ab Dezember über 14% liegt und sich nach und nach allgemein auswirkt. Dann gab es auch Tariferhöhungen, eine Zunahme der Erziehungsausgaben, die mit dem Schulbeginn zusammenhängt, und viele einzelne Preiserhöhungen. Schließlich sollte nicht vergessen werden, dass der Expansionsrhythmus der Geldschöpfung von ca. 25% in den letzten zwei Jahren in den letzten Woche auf über 30% gesprungen ist, was sich zwar offensichtlich positiv auf die Konjunktur ausgewirkt hat, aber auch die Inflation angeheizt hat. Nebenbei bemerkt: nur die Zeitung “Ambito Financiero” und das “Argentinische Tageblatt” veröffentlichen den zwölfmonatigen Expansionsrhythmus der monetären Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB), die der Geldschöpfung entspricht. Die anderen Zeitungen weisen bestenfalls gelegentlich auf dies hin.
Der monetäre Aspekt der Inflation wird weitgehend unter den Teppich gefegt, obwohl hier das Grundproblem der argentinischen Wirtschaft zum Ausdruck kommt, nämlich das hohe Defizit der Staatsfinanzen, das entweder direkt monetisiert wird, über Zuwendungen der ZB an das Schatzamt (gegen Schatzscheine), oder indirekt, über Dollarkredite, wobei die Dollar dann von der ZB verkauft werden und Pesos schaffen. Schatzminister Nicolás Dujovne spricht von einem abnehmenden “primären” Defizit, das für das 1. Quartal 2018 bei nur 0,3% des BIP liegt, die Hälfte des Plansolls von 0,6%. In absoluten Zahlen liege dieses Defizit um 25% unter dem Vorjahr. Doch der Minister erwähnt nicht, dass dies durch die Zunahme der Zinslast mehr als ausgeglichen wird: Im 1. Quartal 2018 musste das Schatzamt Zinsen für u$s 60,52 Mrd. zahlen, 106% mehr als in der gleichen Vorjahresperiode. Einschließlich Zinsen lag das echte (als finanziell bezeichnete) Defizit der Staatsfinanzen im 1. Quartal somit um 29,6% über dem Vorjahr, ist also mehr als die Inflation gestiegen. Die Neutralisierung der monetären Expansion, die vornehmlich durch das Defizit der Staatsfinanzen verursacht wird, die durch Ausgabe von Lebac-Wechseln der ZB erfolgt, wird zunehmend schwieriger und auch gefährlicher, weil der Lebac-Bestand schon sehr hoch ist, und mit seinen Zinsen den ZB-Gewinn aufsaugt. Eventuell wird in nächster Zeit die monetäre Expansion auch durch Devisenverkauf neutralisiert, was jedoch gefährlich werden kann, wenn die Finanzwelt den Eindruck hat, dass die Reserven nicht mehr ausreichen, um den Kurs in einer Krisenlage zu stützen.
In einem anderen Aspekt der Inflationseindämmung war die Regierung recht erfolgreich, nämlich bei der Lohnpolitik. Die Gewerkschaften haben sich allgemein an die Richtlinie von 15% gehalten, in einigen Fällen sogar darunter abgeschlossen. Die Indexierungsklausel wurde dieses Jahr abgeschwächt und “Revisionsklausel” getauft, was dann keine automatische Erhöhung im Ausmaß der Zunahme des Indices der Konsumentenpreise bedeutet, sondern einen Spielraum für andere Betrachtungen schafft, wie der Umstand, dass die Konsumenten effektiv weniger zahlen, weil sie von teuren auf billigere Produkte übergehen, was der Index nicht berücksichtigt. Doch grundsätzlich muss der Staat dabei durchsetzen, dass Lohnerhöhungen nicht auf Preise abgewälzt werden, dass die Unternehmen sie finanziell verkraften können und beim Staat und Unternehmen, die Subventionen erhalten, dass die finanzielle Belastung nicht steigt. Der Erfolg der Lohnpolitik wird schließlich weitgehend von der Inflationsentwicklung abhängen, wobei es wichtig ist, dass zukünftige Lohnerhöhungen nicht vorher einkalkuliert werden.
Präsident Macri ist sich bewusst, dass die Inflationsrate sinken muss. Minister Dujovne spricht immer noch von 15% im ganzen Jahr, was jedoch nicht möglich erscheint. Private Wirtschaftler tippen allgemein für ganz 2018 auf 22%, wobei auch die Gefahr nicht ausgeschlossen wird, dass es schließlich 25% oder mehr sind. Wenn es um die 20% wären, so ist das auch in Ordnung, da es fast 5 Prozentpunkte weniger als im Vorjahr wären. Wichtig ist hier nicht so sehr, dass die 15% eingehalten werden, in denen eigentlich nur eine gute Absicht zum Ausdruck kommt, sondern die stark abnehmende Tendenz.
Die Inflationsrate von fast 40% im Jahr 2016 auf fast 25% im Jahr 2017 zu drücken war nicht so schwierig, weil es im sich im Grunde nur um eine Rückkehr zur Normalität handelt. Die argentinische Gesellschaft hat sich seit 1945, als die Inflation einsetzte, an eine Jahresrate um die 20% gewöhnt und sich an dies angepasst. Diese Inflation wird allgemein einkalkuliert und wirkt kaum störend, wie es in stabilitätsgewohnten Ländern der Fall wäre. Aber 40% wird als anormal empfunden, weckt die Furcht von einer neuen Hyperinflationswelle, und wirkt somit störend auf die Wirtschaft. Jetzt steht die Regierung vor der schwierigeren Phase der Inflationsbekämpfung, nämlich der Senkung unter 20%, bis auf eine einstellige Zahl, die dann in einigen Jahren unter 5% liegt. Dann würde sich Argentinien auch puncto Inflation in die zivilisierte Welt eingliedern, die keine zweistelligen Inflationszahlen duldet.
Um die Inflationsrate in den kommenden Monaten niedrig zu halten, also bei etwa 1% im Monat, sieht sich die Regierung gezwungen, zunächst Abwertungssprünge zu vermeiden und den Wechselkurs nicht viel höher als jetzt zu halten. Damit dies keine weiteren Konsequenzen hat, muss effektiv erreicht werden, dass die internen Preise ab jetzt wenig zunehmen. Als zweites setzt dies voraus, dass die Tariferhöhungen ab jetzt minimal sein werden. Indessen sind schon höhere Zunahmen vorgesehen, an erster Stelle beim städtischen Personentransport in Groß-Buenos Aires, aber auch beim Wasser, beim Gas und beim Strom. Und allein die Lohnerhöhungen, die in diesen Monaten voll eintreten, erhöhen die Kosten und müssten somit zu Tariferhöhungen führen. Wenn die Tarife somit im Zuge der Inflationsbekämpfung wieder hinter den Kosten zurückbleiben, dann steigt der Betrag der Subventionen, was sich direkt auf die Staatsfinanzen auswirkt. Denn die Verringerung des primären Defizits, auf die Dujovne hinweist, ist an erste Stelle auf den starken Rückgang der Subventionen zurückzuführen. Besonders die radikalen Partner bei der Regierungskoalition Cambiemos haben bei einem jüngsten Treffen mit Regierungsmitgliedern auf die Untragbarkeit der erhöhten Tarife für den Mittelstand hingewiesen, der die Grundlage ihrer Wähler bereitstellt. Weitere Zunahmen lehnen sie strikt ab. Für die ärmeren Haushalte wurde das Problem durch den Sozialtarif und auch den niedrigen Tarif für einen geringen Konsum beim Strom entschärft.
Die Lage ist wirklich sehr kompliziert und bedarf harter Entscheidungen. Der Abbau der überflüssigen Staatsangestellten muss intensiv vollzogen werden, was mit der Verringerung der komplexen Verwaltungsstruktur einher geht, mit den unzähligen Staats- und Unterstaatssekretariaten, die überhaupt keinen Sinn haben. Macri hat sich vor einiger Zeit in diesem Sinn geäußert, aber danach geschah nichts. Die Infrastrukturinvestitionen sollen jetzt weitgehend auf Privatunternehmen verlagert werden, im Rahmen des Systems der öffentlich-privaten Zusammenarbeit (im Kürzel als PPP bekannt). Am Dienstag, den 28. April, werden die Offerten für die ersten ausgeschriebenen Straßen geöffnet. Doch es bestehen dabei noch zahlreiche ungelöste Probleme, die Unsicherheit schaffen und kostenerhöhend wirken, die dringend mit Bauunternehmen und auch Banken abgesprochen werden sollten. Die zuständigen Beamten haben das Thema nicht zu Ende gedacht, wie man es bei einer Regierung mit so vielen erfahrenen Unternehmern erwartet hätte. Die Bauunternehmer wundern sich, dass Mauricio Macri, der selber als Unternehmer an öffentlichen Bauten viele Jahre mitgemacht hat, bestimmte Aspekte des neuen Systems nicht zu verstehen scheint, die sein Vater Franco hingegen sehr gut versteht.
Schließlich ist es auch notwendig, die Steuereinnahmen real zu erhöhen, einmal um die Verluste auszugleichen, die als Folge der jüngsten Steuerreform entstehen, und dann auch, weil die Kosten öffentlicher Dienste weiter und eventuell sogar mehr vom Schatzamt getragen werden, statt von den Konsumenten. Denn die Politik der weiteren Erhöhung der Tarife öffentlicher Dienste lässt sich eben politisch kaum weiterführen. In diesem Sinn ist eine Politik in Gang, die die Umsatzkontrolle über die Zwangsverwendung von Zahlkarten ermöglicht. Ebenfalls ist die integrale Kontrolle der Rindfleischwirtschaft im Gang, die jedoch streng verfolgt werden muss, damit sie nicht nachlässt. Der neue AFIP-Direktor, Leandro Cuccioli, will angeblich, dass das Steueramt mehr außerhalb des Zoos jagt, was eine völlig neue Strategie erfordert. Ob und wie weit er sich dessen bewusst ist, und auch konkrete Gedanken über diese Thematik hat, sei dahingestellt.
Wirtschaftsübersicht
Absurde Fantasieprojekte
Von Juan E. Alemann
Immer wieder kommen Projekte für große öffentliche Investitionen auf, die keinen vernünftigen Sinn haben, aber dennoch ernst genommen werden, doch die jeweilige Regierung längere Zeit beschäftigen und dabei auch überflüssige Ausgaben verursachen. Gelegentlich werden sie auch durchgeführt. Das zeugt von geringer Rationalität und stellt der argentinischen Gesellschaft, besonders den Politikern und dem Establishment im allgemeinen, ein schlechtes Zeugnis aus. Die Mittel für öffentliche Investitionen sind immer knapp, und deshalb muss auf diesem Gebiet sehr rationell vorgegangen werden. Das fällt jedoch in Argentinien offensichtlich besonders schwer.
Am 13. März 2018 hat der Kabinettschef Vertreter von Unternehmen, die sich mit öffentlichen Infrastrukturbauten befassen, und auch von Investmentfonds, einberufen, um ihnen ein Projekt über das Eisenbahnnetz in Groß-Buenos Aires vorzulegen. Das Projekt enthält viele Verbesserungen, besonders, die Abschaffung der Bahnübergänge, sei es durch Tunnels unter den Bahnkreuzungen oder durch hochgelegene Schienen. Das ist in Ordnung, weil es den Stadtverkehr erleichtert und den lokalen Eisenbahnen erlaubt, dass die Züge, wie bei der U-Bahn, in kurzen Abständen fahren, so dass die Wartezeiten geringer werden und auch mehr Züge eingesetzt werden können, wobei dann die Transportkapazität auch erhöht wird. Das ist jetzt nicht möglich, weil dabei die Bahnkreuzungen in den Spitzenzeiten faktisch gesperrt werden müssten.
Doch bei diesem Projekt wurde auch eine absurde Fantasie eingeschleust, die darin besteht, die drei großen Bahnhöfe der Stadt, Retiro, Constitución und Once, unterirdisch zu verbinden, so dass die Züge einfach weiterfahren können, und z.B. jemand, der von La Plata, oder sonst wo im Süden von Groß-Buenos Aires, in die Stadt fährt, ohne umzusteigen bis Tigre oder José Leon Suarez fahren kann. In der Tat betrifft dies jedoch nur wenige Passagiere, weil fast alle sich nur in das Stadtzentrum begeben. Außerdem besteht schon eine Verbindung der Hauptbahnhöfe über die U-Bahn. Das Projekt hat überhaupt keinen Sinn.
Die Kosten wurden auf u$s 3,5 Mrd. Dollar veranschlagt, würden jedoch in der Praxis noch höher liegen. Es ist erstaunlich, dass eine Regierung, in der so viele intelligente und erfahrene Menschen die Führungsposten besetzen, diesen Teil der Eisenbahnerneuerung nicht von vorne herein ausgeschlossen hat. Haben sie nicht bemerkt, dass dies schlichter Wahnsinn ist? Man kann annehmen, dass dieses Projekt schließlich bei Seite gelassen wird. Aber das sollte sofort gesagt und bestimmt werden, damit kein Zweifel besteht und dieser Unsinn nicht wieder aufkommt.
Es ist nicht der einzige Fall. Die Fortführung des Kohlenbergwerkes in Rio Turbio ist genau so sinnlos. Hier ist allerdings die Entscheidung schwieriger, weil die Kirchners eine schwierige Lage geschaffen haben, indem sie umgerechnet um die u$s 3 Mrd. in das Projekt gesteckt haben, die Belegschaft stark erweitert, die Löhne übermäßig erhöht und dann noch ein Kraftwerk errichtet haben (das nicht fertig ist), das auch keinen vernünftigen Sinn hat.
Unter den Kirchner-Regierungen wurden mehrere absurde Investitionsprojekte vorgelegt. Das erste war der Hochgeschwindigkeitszug von Buenos Aires über Rosario bis Córdoba. Es gab auch in diesem Fall keine Projektstudie. Doch bevor sich die Regierung an die Arbeit heranmachte, bemerkte Néstor Kirchner offensichtlich, dass es sich um eine große Fehlinvestition handelte, die Mittel beanspruchen würde, die gewiss viel besser eingesetzt werden konnten. Hochgeschwindigkeitszüge haben in dicht bevölkerten europäischen Ländern Sinn, weil sie dort viele Menschen verwenden und sie auch den dichten Flugverkehr entlasten. All dies ist in Argentinien nicht der Fall.
Nicht genug damit, wurde eine Eisenbahnstrecke in Betrieb genommen und feierlich eingeweiht, die von Concordia, in Entre Rios, bis ins Innere von Uruguay ging. Effektiv fuhr die Eisenbahn nur einmal, weil es überhaupt kein Interesse für diese Bahnreise gab. Ebenfalls wurde eine Tramstrecke im Bezirk Puerto Madero errichtet, die nach kurzer Zeit klanglos aufgegeben wurde, weil sie kaum verwendet wurde. Es war von vorne herein klar, dass dies keinen Sinn hatte.
Cristina Kirchner hat dann einen weiteren Höhepunkt der Absurdität erreicht, als sie den Bau eines Hochhauses von 300 Metern auf der Insel Maciel, beim Hafen von Buenos Aires, ankündigte, in dem audiovisuelle Tätigkeiten, für Fernsehen und Hörfunk, und auch ein Hotel und sonstwas untergebracht werden sollten. Das Projekt war indessen so unsinnig, dass es von vorne herein bei Seite gelassen wurde. Alle Welt hat darüber gelacht.
Wenn man weiter zurückblickt, so bemerkt man viele andere Fantasieprojekte, wie die Verlegung der Bundeshauptstadt nach Viedma, der Haupstadt der südlichen Provinz Rio Negro. Das war eine Initiative von Präsident Raúl Alfonsín, die er überraschend ankündigte. Welchen Sinn dies haben sollte, hat er nicht erklärt. Die finanziellen Mittel für dieses Projekt, die von u$s 20 Mrd. aufwärts gingen, waren nicht vorhanden und konnten damals auch nicht aufgebracht werden, wobei die Staatsfinanzen ohnehin schon notleidend waren. Und danach hätte das Projekt störend gewirkt, weil dann all diejenigen, die mit der Regierung etwas zu tun haben, ständig nach dem entfernen Viedma reisen müssten. Schlimm ist, dass das Projekt im Kongress ohne Diskussion angenommen wurde. Das Viedma-Projekt versandete schließlich, hat jedoch über eine Milliarde Dollar an Studien und kleineren Investitionen gekostet. Rausgeschmissenes Geld.
Doch schon vorher sind absurde Projekte aufgekommen. Unter der Militärregierung setzte sich die Marine für ein Projekt eines Tiefseehafens in San Antonio, in der Nähe des Badeortes Pinamar ein. Dort sollte u.a. eine Kriegsflotte stationiert werden, um den Eingang des Rio de la Plata zu kontrollieren. Das Projekt war rein technisch nicht möglich, weil der Sand den Einfahrkanal verdeckt hätte, so dass ununterbrochen intensiv gebaggert werden müsste, um ihn zu erhalten. Wobei der Erfolg, also eine Tiefe für große Frachter zu schaffen, zweifelhaft war. An jener Stelle konnte im Grunde eben kein Tiefseehafen gebaut werden. Außerdem hätten zwecks Verwendung des Hafens für den normalen Warenhandel neue Eisenbahnlinien und Straßen gebaut werden müssen. Es war gesamthaft eine Investition von vielen Milliarden Dollar, die ohnehin nicht vorhanden waren und auf alle Fälle viel vernünftiger eingesetzt werden konnten. Zum Glück wurde dieses Projekt dem Planungssystem unterstellt, das im Wirtschaftsministerium bestand und von Manuel Solanet geleitet wurde. Dabei wurde das ganze Projekt als absurd entblößt, so es dass schließlich nicht in Angriff genommen wurde. Dieser Fall zeigt, wie wichtig ein Amt ist, das über Staatsinvestitionen entscheidet, die einzelnen Projekte genau prüft und auch über Prioritäten entscheidet. Das gibt es unter der Macri-Regierung nicht, und sollte dringend nachgeholt werden.
Auch unter der Menem-Regierung kamen absurde Projekte auf, an erster Stelle der Bau einer Brücke über de Rio de la Plata, von Punta Lara (bei La Plata) bis Colonia (Uruguay). Es war von vorne herein klar, dass das Projekt keinen Sinn hatte. Für die Brücke von Punta Lara bis Colonia wurde eine Studienkommission eingesetzt, die schließlich nur bestätigte, was man von vornherein schon wusste, nämlich, dass das Projekt total unwirtschaftlich war und eine Mautgebühr unbezahlbar hoch sein müsste.
Auch bei vorangehenden Regierungen kamen absurde Projekte auf. 1956, unter der Regierung von Aramburu, kam jemand auf die ausgefallene Idee, einen Kanal auszugraben, der vom Bermejo-Fluss in Salta ausging, das Land durchquerte und in Santa Fé am Paraná endete. Das Projekt war für Bewässerung gedacht, obwohl der Fluss viel zu wenig Wasser für diesen Zweck hatte, und auch für eine völlig unwirtschaftliche Flussschifffahrt, die ohnehin wegen unzureichendem Wasser nicht möglich war. Die Studienkommission für dieses Projekt war bis in die 60er Jahre tätig, obwohl sie sofort bemerkt haben sollte, dass das Projekt unsinnig war.
Auch unter Menem kam ein Kanalprojekt auf, dieses Mal von Tucumán aus, über Santiago del Estero nach Süden und dann bis La Rioja, wo das Wasser nach oben gepumpt werden müsste. Auch hier wurden Mittel für Studien eingesetzt, bis das Projekt versandete.
Dass Fantasieprojekte immer wieder aufkommen, ernst genommen werden und dann viel Geld kosten, auch wenn sie nicht durchgeführt werden, zeigt, dass etwas in der argentinischen DNA nicht stimmt. Rationalität und logisches Denken sind nicht selbstverständlich, sondern etwas, um das sich die Regierung besonders kümmern muss. Wir haben hier nur auf die großen Absurditäten hingewiesen. Aber es gibt unzählige kleinere, die schwieriger zu vermeiden sind, eben weil sie klein sind und nicht auffallen.